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tungsstelle Arbeitswelt, Wien 
Zur Sicherung von Kapitalrenditen bemü-
hen sich Unternehmen darum, durch eine 
Flexibilisierung der Arbeit Kosten zu sen-
ken und Risiken der Auslastung und des 
Ertrags abzuwälzen. In einzelnen Branchen 
erfolgt dies bevorzugt durch atypische Be-
schäftigungsverhältnisse, was zu einer ver-
stärkten Segmentierung des Arbeitsmarkts 
führt. Gestützt auf informationstechnische 
Vernetzung werden Flexibilitätsanforderun-
gen vielfach auf externe Zulieferer und 
Dienstleister überwälzt. Internationale Un-
terschiede zeigen, dass die Regulierung 
des Arbeitsmarkts und die aktuelle Arbeits-
politik die gewählten Flexibilisierungformen 
beeinflussen und somit entscheidend für 
das Ausmaß und die Form der „Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses“ sind. Bei Maß-
nahmen der internen Flexibilisierung bleibt 
das Normalarbeitsverhältnis zwar der Form 
nach bestehen, aber sein Inhalt wird viel-
fach ein anderer, insofern auch für die 
Kernbelegschaften die Risiken steigen. Die 
Konkurrenz zwischen ungesicherten Rand-
belegschaften und den formal gesicherten 
Kernbelegschaften verstärkt diesen Trend. 
Wer die Risiken der Flexibilisierung zu tra-
gen hat, ist also heute nicht mehr so klar 
anhand der Beschäftigungsverhältnisse zu 
erkennen wie früher. 
1 Einleitung 
Dass der Wandel der Arbeit von der Globalisie-
rung angetrieben wird, zieht wohl niemand in 
Zweifel. Der Konsens endet aber bei der Frage, 
was denn die Globalisierung sei und wie sie 
konkret auf die Arbeit wirke. Die gängige Ant-
wort lautet, dass der Abbau von Handelshemm-
nissen zur Verschärfung der Konkurrenz und zu 
höherer Dynamik auf allen Produktmärkten 
geführt habe. Dies ist nicht nur im europäischen 
Binnenmarkt, sondern auch im globalen Maß-
stab in vielen Wirtschaftsbereichen der Fall. 
Ständige Bemühungen um Kostensenkung und 
Steigerung der Flexibilität sind die Folge. Noch 
stärkere Auswirkungen auf die Entwicklung der 
Erwerbsarbeit in Europa dürfte jedoch die Ent-
wicklung auf den Finanz- und Kapitalmärkten 
haben. Hier hat die Deregulierung zu globalen 
Märkten und zur Abkopplung der Finanzsphäre 
von der realen Ökonomie geführt. Die hohen mit 
Finanzanlagen und Spekulationen erzielbaren 
Renditen schlagen sich auch in gestiegenen 
Renditeforderungen der Kapitaleigner an die 
Unternehmen nieder und treiben so die Rationa-
lisierung und Umstrukturierung von Betrieben 
und Unternehmen voran. Die Forderung nach 
höheren Renditen kann aufgrund geänderter 
Eigentumsstrukturen und Formen der Unter-
nehmenssteuerung leichter durchgesetzt werden. 
So dominieren Finanzinvestoren ohne Interessen 
an langfristigen realökonomischen Entwicklun-
gen bereits vielfach die Unternehmen. Das Ge-
winninteresse ist kurzfristig, mangels gesell-
schaftlicher Einbettung um andere Interessen 
bereinigt und damit zwingender geworden. Da-
her ist Kapital auch in den Ländern des rheini-
schen Kapitalismus ungeduldig geworden und 
begnügt sich nicht mehr mit einem Residualein-
kommen. Vielmehr sollen sich nunmehr die 
Arbeitskräfte mit dem zufrieden geben, was 
übrig ist, wenn die vorgegebene Kapitalrendite 
abgerechnet wurde (Deutschmann 2007). 
Eine solche Umkehr der betriebswirt-
schaftlichen Logik setzt aber voraus, dass Ar-
beitskräfte nicht mehr aufgrund gesicherter 
Statusrechte beschäftigt und nach kollektiven 
Verträgen entlohnt werden. Sollen sie tatsäch-
lich ein Residualeinkommen erhalten, setzt das 
eine umfassende Flexibilisierung der Beschäf-
tigung in dem Sinn voraus, dass die Ausgaben 
für Löhne und Gehälter an die Ertragslage des 
Betriebes gebunden werden. Dafür wird der 
Personaleinsatz an die Auslastung angepasst 
und das Arbeitsentgelt von Umsatz und Ge-
winn abhängig gemacht. Im folgenden Beitrag 
möchte ich ausführen, welche Formen der Fle-
xibilisierung der Erwerbsarbeit vor diesem 
Hintergrund zu beobachten sind. Dabei gehe 
ich insbesondere der Frage nach, ob sich die 
Flexibilisierung primär in atypischer und pre-
kärer Beschäftigung ausdrückt oder ob sie auch 
tief in die bisher geschützten Beschäftigungs-
verhältnisse, also das so genannte Normalar-
beitsverhältnis, eindringt. Während bisher rela-
tiv klar war, dass die Randbelegschaften der 
LeiharbeiterInnen, der befristet Beschäftigten, 
der WerkvertragsnehmerInnen etc. bei der Fle-
SCHWERPUNKT 
Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 2, 16. Jg., Juni 2007 Seite 29 
xibilisierung den Schwarzen Peter zugeschoben 
bekommen, zeigen jüngste Forschungsergeb-
nisse, dass dies immer häufiger auch auf Mit-
glieder der Kernbelegschaften zutrifft. 
2 Flexibilisierung und minder geschützte 
Beschäftigungsformen 
Auch wenn eine generelle Tendenz darin be-
steht, ökonomisches Risiko auf die Arbeitskräfte 
abzuwälzen, um Schwankungen der Auslastung 
und der Ertragslage weniger stark auf die Ge-
winne durchschlagen zu lassen, so setzt Flexibi-
lisierung von Arbeit und Beschäftigung doch 
mit sehr unterschiedlichen Maßnahmen auf ganz 
verschiedenen Ebenen an (Vickery, Wurzburg 
1996; ILO 1998; Keller, Seifert 2005): 
• Finanzielle Flexibilisierung der Arbeit zielt 
darauf ab, das Arbeitseinkommen variabel 
zu halten und an die Ertragssituation des 
Betriebes zu binden. Milde Formen sind 
Umsatzbeteiligungen und andere variable 
Lohn- oder Gehaltsbestandteile; in einer Ex-
tremform, die aber immer größere Verbrei-
tung findet, werden die Arbeitskräfte als 
Selbständige beschäftigt und nur dann „be-
zahlt“, wenn ein gewinnträchtiger Umsatz 
gemacht wurde. 
• Die zeitliche Flexibilisierung passt die Ar-
beitszeiten und damit die Personalkapazitä-
ten an den jeweiligen Personalbedarf des 
Betriebes an. Während bisher Reservekapa-
zitäten die Gewinne drückten, geht das Aus-
lastungsrisiko mit dem Abschmelzen von 
Puffern auf die Arbeitskräfte über. 
• Funktionale Flexibilisierung ermöglicht es, 
die gleichen Arbeitskräfte an verschiedenen 
Arbeitsplätzen oder für unterschiedliche 
Aufgaben einzusetzen. Auch dadurch kön-
nen Reservekapazitäten verkleinert werden, 
wodurch der Betrieb mit insgesamt weniger 
Personal auskommt und so Kosten senkt. 
• Die räumliche Flexibilisierung oder erhöhte 
Mobilität ist ein besonderer Fall funktiona-
ler Flexibilisierung: Der Einsatz von Ar-
beitskräften an verschiedenen Orten dient 
ebenfalls dem Ziel, den Personalstand ins-
gesamt niedriger zu halten. 
Nun können finanzielle, zeitliche und funktio-
nale Flexibilisierung auf verschiedene Arten 
erreicht werden: 
• durch die Verwendung flexibler (oder atypi-
scher) Beschäftigungsverhältnisse bzw. ver-
schiedene Formen der Auslagerung von Ar-
beit aus dem Betrieb, 
• durch Flexibilisierung der Arbeit im Inneren 
des Unternehmens und im Rahmen von un-
befristeten und sozialversicherungspflichti-
gen Dienstverträgen. 
Es ist üblich, in diesem Sinne zwischen exter-
ner und interner Flexibilisierung zu unterschei-
den, wobei lange Zeit der externen nachteilige 
Wirkungen für die Arbeitskräfte zugeschrieben 
wurde, während für die interne Flexibilisierung 
sozusagen eine Humanisierungsvermutung 
galt. In letzter Zeit werden hingegen auch die 
Risiken der internen Flexibilisierung betont 
(Flecker 2005). 
Beginnen wir jedoch mit der externen Fle-
xibilisierung, die sich unter anderem in der Ar-
beitsmarktstatistik als Zunahme von „atypi-
schen“ Beschäftigungsverhältnissen ausdrückt. 
Insbesondere bei geringfügiger Beschäftigung 
(Mini- und Midi-Jobs), befristeter Beschäfti-
gung, Leiharbeit und neuer Selbständigkeit oder 
freien Dienstverträgen fehlen soziale Rechte 
(wie Kündigungsschutz, Mindesteinkommen, 
Sozialversicherung etc.), die das Beschäfti-
gungsverhältnis in gewissem Maße stabil und 
das Einkommen in gewissem Maße planbar 
machen sowie eine soziale Absicherung gewäh-
ren. Daher erlauben es diese Beschäftigungs-
formen, Risiko vom Unternehmen auf die Be-
schäftigten abzuwälzen und die Arbeitskraft zu 
verbilligen. Die Auswirkungen auf die Beschäf-
tigten sind deutlich zu erkennen. Auch wenn in 
bestimmten Branchen, wie etwa in den Medien 
und der Kulturindustrie, auch die fest Angestell-
ten sehr flexibel eingesetzt werden, so kulminie-
ren die Risiken projektförmiger Arbeit doch bei 
jenen, die kein Anstellungsverhältnis haben 
(Mayer-Ahuja, Wolf 2005). 
In Deutschland und Österreich stieg die 
Zahl minder geschützter, „flexibler“ oder „aty-
pischer“ Beschäftigungsformen deutlich an, 
was häufig als Erosion des „Normalarbeitsver-
hältnisses“, also der sozialversicherungspflich-
tigen Vollzeitbeschäftigung, interpretiert wur-
de. Doch Totgesagte leben länger: Der arbeits- 
und sozialrechtlich geschützte Dienstvertrag ist 
keineswegs ein Auslaufmodell, sondern dürfte 
sich in den Kernbereichen der Wirtschaft auf 
Dauer behaupten. In den letzten 20 Jahren 
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nahmen zwar die für Unternehmen „flexiblen 
Beschäftigungsformen“ deutlich zu, aber es 
handelt sich aus gesamtwirtschaftlicher Per-
spektive „kaum um dramatische Änderungen“ 
(Rudolph 2005, S. 99). 
In einzelnen Branchen dominieren jedoch 
minder geschützte Beschäftigungsformen, wie 
etwa Beispiele aus Österreich zeigen: 
- Arbeit auf Honorarbasis jenseits des Ar-
beitsrechts wurde in der Architektur zur 
Normalität (Reidl, Steyrer 2006); 
- in der Erwachsenenbildung wird der Anteil 
der abhängig Selbstständigen an allen Be-
schäftigten auf 90 % geschätzt (Blaschke, 
Pernicka 2005); 
- im Einzelhandel sind mehr als zwei Drittel 
der Frauen geringfügig beschäftigt (Vogt 
2005); 
- und Callcenterbetriebe arbeiten in Öster-
reich mehrheitlich mit freien Dienstverträ-
gen (Schönauer 2005). 
2.1 Callcenter als Beispiel 
In diesem Zusammenhang ist gerade die Call-
center-Branche ein sehr interessantes Beispiel: 
Diese Betriebe bieten Unternehmen und öffent-
lichen Einrichtungen an, die Betreuung von 
KundInnen bzw. BürgerInnen am Telefon für 
sie durchzuführen und stützen sich dabei inten-
siv auf neue Informations- und Kommunikati-
onstechnologien. Zum Teil decken sie auch nur 
„Spitzen“ ab, also jene Anrufe, die intern nicht 
mehr bewältigt werden können. Interessant ist 
nun, die Beschäftigungsverhältnisse von inter-
nen Callcentern (in Versicherungen, Banken, 
Handels- und Industriebetrieben etc.) und ex-
ternen Callcenterbetrieben zu vergleichen: 
Während in internen Callcentern unbefristete 
Dienstverträge üblich sind, hat die Mehrheit 
der überwiegend weiblichen Beschäftigten der 
meisten externen Callcenter freie Dienstverträ-
ge, die eine Mischung aus selbstständiger und 
unselbstständiger Arbeit darstellen, insofern 
zwar eine dauerhafte Einbindung in den Be-
trieb gegeben ist, aber nur nach Arbeitseinsatz 
bezahlt wird und weder Kündigungsschutz 
noch Sozialversicherungspflicht besteht (Schö-
nauer 2005, Scherz 2006). 
Der Unterschied zwischen den internen 
und den externen Callcentern zeigt, dass es 
nicht das technisch-organisatorische Arbeits-
modell des Callcenters ist, das eine bestimmte 
Form der Beschäftigung nahe legt. Vielmehr 
beruht das Geschäftsmodell der neuen Branche 
der Callcenterbetriebe nicht unwesentlich auf 
„flexiblen“ Beschäftigungsverhältnissen. Die 
billigere Arbeitsform und auch die Flucht aus 
dem Tarif- bzw. Kollektivvertrag machen häu-
fig erst die Auslagerung der Kundenbetreuung 
an einen externen Dienstleistungsanbieter ren-
tabel, und diese können sich so als kostengüns-
tige Flexibilitätspuffer anbieten. 
Bereichen mit stabiler Beschäftigung in 
Normalarbeitsverhältnissen stehen also wach-
sende Bereiche mit flexibler und minder ge-
schützter Beschäftigung gegenüber. Wir haben 
es also weniger mit einer generellen Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses als vielmehr mit 
einer verschärften Segmentierung des Arbeits-
marktes zu tun. Dabei ist offensichtlich, dass der 
institutionelle Rahmen, insbesondere Arbeits-
recht und Kollektivverträge, und die aktuelle 
Arbeitspolitik eines Landes entscheidend dafür 
sind, wie der generelle Druck in Richtung Flexi-
bilisierung in konkrete Arbeitsformen umgesetzt 
wird. So zeigte eine europäische Vergleichsstu-
die, dass in verschiedenen EU-Mitgliedsstaaten 
teils flexible Arbeitszeiten, teils externe Arbeits-
kräfte, teils Überstunden und teils das Einstellen 
und Entlassen von ArbeitnehmerInnen die be-
vorzugten Mittel zur Erhöhung der Flexibilität 
der Arbeit sind (Schief 2006). 
Tab. 1: Dominante Merkmale bei der Flexibili-
sierung der Arbeitsverhältnisse im 
Ländervergleich 
Deutschland Arbeitszeitflexibilität 
Frankreich Externe Arbeitskräfte 
Großbritannien Überstunden 
Niederlande Überstunden, externe 
Arbeitskräfte 
Portugal Überstunden, Einstellen 
und Entlassen 
Quelle: EUCOWE, Schief 2006 
Eine internationale Studie über Callcenter be-
stätigt diese internationalen Unterschiede in der 
Form der Flexibilisierung: In Spanien haben 
40 % aller Arbeitskräfte in Callcentern eine 
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befristete Beschäftigung, in Deutschland hin-
gegen 26 % und in Österreich nur 5 %. Dage-
gen sind in Österreich 31 % der Callcenterbe-
schäftigten freie DienstnehmerInnen, und in 
Deutschland und Österreich machen Callcenter 
starken Gebrauch von geringfügiger Beschäfti-
gung, die fast ein Viertel der Arbeitsverträge in 
Callcentern ausmacht (Shire u. a. 2007). 
Das Ausmaß und die Form der Flexibili-
sierung und Prekarisierung von Arbeit sollten 
also nicht als unvermeidbare Auswirkung des 
„Finanzmarkt-Kapitalismus“ (Windolf 2005), 
sondern als Ergebnis gesellschaftlicher Ausei-
nandersetzungen und Verteilungskämpfe gese-
hen werden. So gab es in Österreich in letzter 
Zeit Initiativen der Krankenkassen und der 
Gewerkschaft gegen freie Dienstverträge in 
Callcentern, um die Umgehung von Anstel-
lungsverhältnissen zu bremsen. Mit Erfolg: 
Callcenterbetriebe stellen unter diesem Druck 
auf Anstellungsverhältnisse um, die vollständig 
der Sozialversicherung unterliegen. 
Das Muster der Entwicklung scheint also 
folgendes zu sein: Der Gesetzgeber versuchte, 
abweichende Beschäftigungsverhältnisse, ins-
besondere neue Formen der Selbständigkeit zu 
regulieren, um Beiträge zur Sozialversicherung 
sicherzustellen. Dadurch entstand aber ein brei-
teres Angebot an minder geschützten Beschäf-
tigungsverhältnissen, aus dem die Unterneh-
men auswählen können. Unternehmen nützen 
dies, wenn sie versuchen dem Normalarbeits-
verhältnis auszuweichen, um Kosten zu sparen 
und Risiken abzuwälzen. Im Fall der Callcenter 
wurde damit gar ein neues Geschäftsmodell 
etabliert. Solange es keinen Widerstand gibt, 
können Beschäftigungsformen (wie freie 
Dienstverträge) auch so verwendet werden, wie 
es das Gesetz nicht vorsieht: Wo kein Kläger, 
da kein Richter. Damit ergibt sich de facto eine 
Deregulierung oder – wie es Tálos formuliert 
hat – eine Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 
durch Flucht aus dem Arbeitsrecht. Treten al-
lerdings Kläger auf, ist es durchaus möglich, 
dass die Entwicklung korrigiert wird. 
3 Flexible Betriebe und das 
Normalarbeitsverhältnis 
Das Beispiel der Callcenterbetriebe illustriert 
genau genommen zwei verschiedene Formen 
flexibler Arbeit: Abgesehen von den Beschäf-
tigungsverhältnissen ist schon die Auslagerung 
(‚outsourcing’) von Arbeit eine Maßnahme zur 
Flexibilisierung, weil Risiken insbesondere der 
Auslastung an Zulieferer und Dienstleister 
weiter gereicht werden. Die Auslagerung von 
Reinigung, Kantine, EDV, Buchhaltung, Pro-
duktion etc. sind keine Einzelmaßnahmen, 
sondern Teil einer massiven Umstrukturierung 
der Wirtschaft und der öffentlichen Verwal-
tung, durch die Unternehmen und ganze Bran-
chen neu zusammengesetzt wurden. Das tradi-
tionelle, vertikal integrierte Unternehmen, in 
dem alle Unternehmensfunktionen (wie Ein-
kauf, Forschung, Produktion, Verwaltung, 
EDV, Verkauf, Kundenbetreuung etc.) unter 
einem Dach vereint sind, ist in vielen Branchen 
inzwischen Geschichte. 
Auf der anderen Seite sind durch das Aus-
lagern, outsourcing, neue Kleinbetriebe, aber 
auch neue Großunternehmen entstanden: mul-
tinationale Konzerne für Gebäudereinigung, für 
Buchhaltung, für EDV, für Produktion etc. 
Neben der Verbilligung von Arbeit durch den 
Wechsel von Kollektiv- bzw. Tarifverträgen 
oder durch grenzüberschreitende Verlagerung 
und neben dem Spezialwissen, das solche Un-
ternehmen anbieten können, ist die Flexibilisie-
rung Triebkraft dieser Entwicklung, insofern 
Unternehmen das Auslastungsrisiko auf die 
Zulieferer und Dienstleister überwälzen kön-
nen. Das trifft auf Zulieferer in der just-in-
time-Produktion ebenso zu wie auf externe 
Callcenter, die Anrufspitzen abdecken, oder 
Kleinbetriebe in der IT-Branche, die für Groß-
unternehmen Zusatzkapazitäten darstellen. 
Die grenzüberschreitende Verlagerung von 
Arbeit hat nicht nur in der industriellen Ferti-
gung zur Verlängerung von Wertschöpfungsket-
ten geführt. Gerade auch in der Informations-
technikbranche werden Unterschiede in den 
Arbeitskosten zwischen den „alten“ und den 
„neuen“ EU-Mitgliedsstaaten oder zwischen 
Europa und Indien durch die Aufspaltung und 
räumliche Verteilung von Entwicklungsprozes-
sen genutzt. Bei verteilter Arbeit entsteht ein 
höherer Bedarf an Formalisierung und Planung. 
Wird an einem informellen Arbeitsstil mit Ad-
hoc-Entscheidungen festgehalten, schlägt sich 
das in hohen Belastungen auf Seiten der ausge-
lagerten Einheiten nieder. Die niedrigen Lohn-
kosten bewirken aber, dass mangelnde Planung 
ökonomisch nicht sehr ins Gewicht fällt: Weder 
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Unter- noch Überauslastung werden aus der 
Ferne als Problem wahrgenommen. Im Fall 
einer indischen Softwarefirma, die für ein deut-
sches IT-Unternehmen arbeitete, ließ diese 
Konstellation auf Seiten der indischen Entwick-
ler das Vorurteil von den „chaotischen Deut-
schen“ entstehen (Hirschfeld 2004). 
In flexiblen Betrieben können die Be-
schäftigten – im Unterschied zu den meisten 
österreichischen Callcenterbetrieben – durch-
aus mit unbefristeten und sozialversicherungs-
pflichtigen Dienstverträgen angestellt sein. 
Dennoch bekommen sie die Folgen der Flexibi-
lisierung zu spüren, weil die Flexibilitätsanfor-
derungen an sie weiter gereicht werden. Die 
Situation wird durch knappe Personalausstat-
tung zusätzlich verschärft, weil keine Reserve-
kapazitäten bestehen, welche es erlauben wür-
den, dass die Anforderungen von der Organisa-
tion abgefangen werden. Kurzfristiges Ein-
springen, wenig planbare Arbeitszeiten, Über-
stunden und lange Arbeitszeiten werden zur 
Regel. Folgendes Zitat aus der Hauskranken-
pflege drückt dies anschaulich aus: 
„Die Kollegin (mit Kleinkind – Anm. d. 
Verf.) hatte keine Chance. Sie hat immer ge-
sagt: ‚Es tut mir Leid, dann muss ich kündi-
gen’ – und so war es auch. Sie hat gesagt: ‚Ich 
kann mit dem schlechten Gewissen, dass ihr 
euch jetzt immer denkt, ich will mich drücken 
(vor den Abenddiensten und dem häufigen 
Einspringen – Anm.), nicht leben‘. Wobei das 
vorher jahrelang gut gegangen ist, da haben 
wir einen guten Personalstand gehabt, da wa-
ren wir eben nicht so unter Druck. Die Kon-
sequenz, wie eben solche Probleme gelöst 
werden: der es für sich nicht lösen kann, der 
kündigt, so schaut es derzeit aus.“ (Zitat aus 
FORBA-Studie, siehe Krenn et al. 2005) 
Flexible Arbeit enthält also auch im Normalar-
beitsverhältnis ein nicht unerhebliches Be-
schäftigungsrisiko. Weitere Risiken sind in 
diesem Zusammenhang das Gesundheitsrisiko 
wegen hoher Belastungen und das Einkom-
mensrisiko (siehe Flecker 2005). Hinzu kommt 
die in manchen Branchen, Betriebsgrößen und 
Eigentumsverhältnissen geradezu permanente 
Umstrukturierung, welche die Zuordnung zu 
Betrieben und Abteilungen, die Aufgabenbe-
reiche etc. in einem Ausmaß in Schwebe hält, 
dass man von einer ‚Verflüssigung’ von Orga-
nisationen sprechen kann (Coutrot 1998). 
Die Aussage, dass das Normalarbeitsver-
hältnis relativ stabil ist und nicht zu erwarten 
ist, dass es zu einem Minderheitenprogramm 
wird, sagt also nicht so viel aus, wie es zu-
nächst scheint. Die Institution Normalarbeits-
verhältnis bleibt der Form nach bestehen, aber 
der Inhalt ist vielfach ein anderer geworden. 
Aus der Perspektive des Institutionenwandels 
betrachtet haben wir es also nicht nur mit einer 
Verdrängung des Normalarbeitsverhältnisses 
durch „atypische“ Beschäftigungsformen, son-
dern auch mit dessen „Verwandlung“ zu tun, 
insofern sich eine Lücke zwischen den Regeln 
und ihrer Anwendung auftut (Streeck, Thelen 
2005). Dadurch sagt die Tatsache, dass ein 
unbefristeter Dienstvertrag vorliegt, immer 
weniger aus. Die mit dem Normalarbeitsver-
hältnis verbundenen sozialen Rechte wurden 
im letzten Jahrzehnt eingeschränkt, Unsicher-
heit ist massiv in die Kernbereiche der Arbeits-
gesellschaft vorgedrungen. „Der Bezugspunkt 
des Sozialmodells abhängiger Arbeit ist nicht 
zur Ausnahme geworden, das Sozialmodell 
wurde jedoch in seinem Inhalt verändert und 
bietet Sicherheitsversprechen auf niedrigerem 
Niveau“ (Rudolph 2005, S. 122). 
Bei der Verbreitung flexibler und prekärer 
Beschäftigungsformen einerseits und der Fle-
xibilisierung innerhalb des Normalarbeitsver-
hältnisses andererseits handelt es sich nicht nur 
um parallele Entwicklungen, sondern auch um 
eine Wechselwirkung: Leiharbeitskräfte, 
WerkvertragnehmerInnen, Scheinselbstständi-
ge und freie DienstnehmerInnen wirken diszip-
linierend auf den Kern der Belegschaften im 
Normalarbeitsverhältnis ein, insofern eine 
Konkurrenz zwischen der ungesicherten Rand-
belegschaft, die auf einen Wechsel in dauerhaf-
te Beschäftigung hofft, und den formal gesi-
cherten Beschäftigten der Stammbelegschaft 
entsteht (Dörre 2005). Dadurch sind diejenigen 
in „gesicherter“ Beschäftigung vielfach zu 
Zugeständnissen bereit, die sich in geänderten 
arbeitsvertraglichen Vereinbarungen oder auch 
nur in den faktischen Arbeitsbedingungen jen-
seits formaler Regelungen niederschlagen. 
In die gleiche Richtung geht die Wirkung, 
die Angebote von Zuliefer- und Dienstleisterbe-
trieben auf die unternehmensinternen Ersteller-
Innen der Leistung ausüben können. Der Druck 
wird in Unternehmensstrategien des „Zwangs 
durch Vergleich“ (coercive comparison, Mar-
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ginson et al. 1995) systematisch genutzt und 
verstärkt: Interne Einheiten müssen dem Kos-
tenvergleich mit externen Anbietern standhalten, 
sonst werden die Aufgaben ausgelagert bzw. die 
Leistung zugekauft. Aufgrund der technischen 
Vernetzung der Betriebe, den inzwischen viel-
fach eingeübten organisatorischen Vorkehrun-
gen für Auslagerungen und der generellen Ver-
längerung von Wertschöpfungsketten auch über 
Ländergrenzen hinweg ist heute die Drohung 
der Auslagerung nahezu für alle Unternehmens-
funktionen viel glaubwürdiger als noch vor zehn 
oder 20 Jahren. Wie die Konkurrenz von Seiten 
der atypischen Beschäftigungsformen trägt 
auch die Möglichkeit zur Auslagerung von 
Arbeit dazu bei, dass Risiken an die Beschäf-
tigten weiter gereicht werden können und da-
mit das Normalarbeitsverhältnis von innen her 
ausgehöhlt wird. 
4 Fazit 
Die Globalisierung, oder konkreter die Herr-
schaft der Finanz-Investoren, hat den Druck zur 
Flexibilisierung und Prekarisierung der Arbeit 
erheblich gesteigert. Dennoch gibt es keine 
schicksalhafte Entwicklung hin zu flexibler 
und prekärer Beschäftigung. Vielmehr ent-
scheiden die arbeitspolitischen Auseinander-
setzungen über die Aufrechterhaltung der ge-
sellschaftlichen Institutionen, wie des Normal-
arbeitsverhältnisses, und über die Durchset-
zung sozialer Rechte, und damit auch darüber, 
in welchem Ausmaß und in welcher Form die 
Unternehmen tatsächlich Risiken auf die Ar-
beitskräfte abwälzen können. Die internationa-
len Unterschiede in den Formen und der 
Verbreitung betrieblicher Flexibilisierung zei-
gen, dass nationales Arbeitsrecht und nationale 
Arbeitsbeziehungen trotz ihrer Schwächung im 
Zuge der Internationalisierung der Wirtschaft 
nach wie vor Wirkung entfalten. 
Dennoch ist aus der Art des Arbeitsvertrags 
im Hinblick auf die Arbeits- und Erwerbsbedin-
gungen in vielen Branchen viel weniger mit 
Sicherheit abzuleiten, als das früher der Fall 
war. Scheinselbständigkeit kann unter Umstän-
den sicherer als ein Dienstverhältnis sein. Zwar 
gibt es im Durchschnitt klare Unterschiede, 
doch ist die Vielfalt auf beiden Seiten (also in-
nerhalb des Normalarbeitsverhältnisses und auf 
Seiten der atypischen Beschäftigungsverhältnis-
se) größer geworden. Dies ist nicht zuletzt auf 
die Rückwirkung der Auslagerungen und der 
Ausweitung prekärer Arbeit auf den Kern des 
Beschäftigungssystems zurückzuführen: Die 
Konkurrenz ungesichert Beschäftigter verlangt 
den Arbeitskräften im Normalarbeitsverhältnis 
Zugeständnisse ab. Ähnlich wirken die Angebo-
te von Zulieferern und externen Dienstleistern, 
mit denen sich unternehmensinterne Abeilungen 
messen müssen. 
Da Betriebe und Wertschöpfungsketten 
nicht selten nach dem Motto „Den-Letzten-
beißen-die-Hunde“ funktionieren, werden Risi-
ken in der Regel auf Randbelegschaften und 
Zulieferer und externe Dienstleister überwälzt. 
Doch der Druck, der von den Finanzmärkten 
ausgeht, hat auch zu einer erheblichen Steige-
rung der Flexibilitätsanforderungen an die 
Kernbelegschaften geführt. Zudem haben sich 
die Konkurrenzverhältnisse auf Seiten der Ar-
beitnehmerInnen vervielfacht, wodurch die Kar-
ten ständig neu gemischt werden. Damit wird in 
Zukunft nicht mehr mit so großer Sicherheit zu 
sagen sein, wer nun den Schwarzen Peter in 
Händen hält. 
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